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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 13, September 1862, 


man fi, daß der Vorwurf nicht gemacht werden könne, man habe dieſes 
Vermächtniß zerſtört. (Beifall rechts) h = 

Miniſter v. d. Heydt: Was die Regierung in der Spezialiſieung des 
Etats gethan, iſt 0 nichts anderes, als die Erfüllung derjenigen 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Weimar, 12. Sept. Die Verſammlung deutſcher Volksvertre⸗ 
ter iſt endgiltig hierher auf den 28. September ausgeſchrieben worden. 


Zuſage, die der damalige Finanzminiſter gemacht. Abgelehnt war damals 
blos die ſofortige willkürliche Aenderung des Etats. Wir haben es für eine 
Ehrenſache betrachtet, die damalige Zuſage zu erfüllen. — Im Uebrigen hat 
der Hr. Abg. v. Patow mit einer dankenswerthen, überzeugenden Weiſe (leb⸗ 
hafter Widerſpruch) dargethan, daß die Regierung ſich bei der Vorlegung 
dieſes Etats im guten Glauben befindet, und daß es gerade deshalb an 
genügendem Anlaß fehlt, die Zuſtimmung zu verſagen. Wir legen darauf 
großen Werth. Wir haben nicht behauptet, daß wir im formellen Rechte 
wären derart, daß es einer Zuſtimmung nicht bedürfe; wir haben im Gegen. 
theil ausdrücklich anerkannt, daß die Zuſtimmung erforderlich ſei. Der Etat 
pro 1862 iſt gerade ſo N wie in den früheren Jahren; wir haben 
deshalb auch den maßloſen Vorwurf nicht verdient, daß wir das Recht 
ſchneidend verletzt hätten. Der Hr. Abgeordnete für Krefeld hat ſich aber 
ſelbſt widerlegt, indem er ſelbſt den Antrag der Commiſſion, den Zustand 
von 1859 zurückzuführen, als ganz unausführbar bezeichnet hat. Der Ab⸗ 
geordnete für Bielefeld hat allerdings verlangt, die e ſolle auf den 
Zuſtand von 1859 zurückgehen, und darum die einfache treichung beantragt. 
Hat der Hr. Abgeordnete damit der Lehre beitreten wollen, daß ſo lange ein 
genehmigtes Budget nicht durch ein neues genehmigtes erſetzt wird, das alte 
Budget als Norm zu dienen hat. Er überjieht aber dabei, daß zwei andere 
Ctats in der Mitte liegen. Er hat auch nicht beſtritten, daß die Regierung 
ſich im guten Glauben befinde, und er hat deshalb die Geneigtheit ange 
deutet, im Wege der Indemnität, wenn ich ihn recht verſtanden, dem Bud⸗ 
get für 1862 zuzuſtimmen. Es iſt von mehreren Seiten ausgeführt, daß das 
Haus denſelben Weg betreten könne. Schon geſtern iſt von dem Hrn, Kriegs: 
minifter gefragt, wozu es noch einer beſonderen Vorlage bedürfe? Es iſt ja 
der Etat in der formellſten Weiſe zur verfaſſungsmäßien Zuſtimmung vor⸗ 
gelegt. Daß es einer andern Form bedürfe, als in früheren Jahren, iſt 
nicht einleuchtend. ya ift der Etat allerdings erſt im Mai vorgelegt, wäh: 
rend der vorjährige ſchon Ende Juni publicirt werden konnte: aber dieſer 
n iſt unweſentlich. Sie können aber auch in der Form einer In⸗ 
demnität Ihre Zuſtimmung ertheilen, aber Sie ſind auch dieſem Etat die 
Zuſtimmung ſchuldig, weil bisher die Gelder im guten Glauben ausgegeben 
worden find, und ſelbſt wenn die Wünſche der Commiſſion berückſichtigt wer 
den ſollten, eine weitere Erſparniß nicht möglich iſt. In Bezug auf die Finanz⸗ 
lage iſt von dem Abg. für Görlitzeine ſchwere Verdächtigung ausgeſprochen, unſere 
Finanzen näherten ſich den öſterr. Zuſtänden. Die Thatſachen ſprechen da⸗ 
gegen. Den traditionellen Prinzipien der preußiſchen Finanzen treu zu blei⸗ 
ben, iſt unſer feſter Vorſatz. Der Hr. Abg. für Saarbrücken hat anerkannt, 
daß die dermalige Finanzlage ausreichen möchte, die Ausgabe für 1862 zu 
beitreiten; er beſorgt aber, daß es nicht auch in der Zukunft der Fall ſein 
möchte. Aber es iſt von der Reg. ausdrücklich erllärt, daß nur inſoweit 
mit der Reorganiſatjon vorgeſchritten werden ſolle, als die 5 5 es 
geſtattet. Und dabei iſt doch in Bezug auf Zollermäßigungen, Waſſerſtraßen, 
Eiſenbahnen ꝛc. mehr geſchehen und auch für 1863 in Ausſicht geſtellt, als 
früher. Ich gebe zu erwägen, ob Sie die ſchwere Verantwortung überneh⸗ 
men wollen, wenn die Regierung, wie nachgewieſen, ſich im guten Glauben 
befindet, wenn ſie, ohne den Abſichten der Landesvertretung entgegenzutre⸗ 
ten, an dem beſtehenden Zuſtande ändern dürfte, dann in der Weiſe zu ver⸗ 
fahren, wie die Commiſſion Nenn vorſchlägt. Zu welchem Erfolge kann 
das führen? Sind wirklich 6 Millionen zu erſparen in dem diesjährigen 
Etat? Das iſt nicht der Fall, und da die Reg. ſich im guten Glauben be⸗ 
findet, ſo kann ſie mit Zuverſicht erwarten, daß Sie, m. H, die Thatſachen 
berücksichtigen und im wohlerwogenen Intereſſe des Landes die Zuſtimmung 
nicht verſagen. . : 

Der Präſident theilt darauf einen Antrag der Abgg. Reichenſperger 
(Beckum und Geldern) mit, dahin: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, 1) daß die kgl. Staats⸗ 
regierung aus dem Staatshaushaltsetat pro 1861 als ſolchen nicht die Be⸗ 
rechtigung entnehmen konnte, die einmaligen und außerordentlichen Ausga⸗ 
ben, die zur Aufrechthallung der Kriegsbereitſchaft des Heeres ausgeworfe⸗ 
nen Beträge ohne vorherige Zuftimmung der Landesvertretung beziehungs⸗ 
weiſe ohne nachträgliche Einholung einer Indemnitätserklärung auf dem 
Etat pro 1862 weiter anzuweiſen, beziehentlich zu realiſiren; 2) daß die tgl. 
Staatsregierung zu veranlaſſen iſt, vor der Specialberathung für die in den 
Staatshaushaltsetat pro 1862 aufgenommenen Ausgabepoſitionen, ſoweit 
dieſelben bereits realiſirt ſind, die erforderliche Indemnitätserklärung zu be⸗ 
antragen, oder doch ihre desfallſige Verpflichtung anzuerkennen.“ 

Abg. Reichenſperger bi aß . beantragt die Vorleſung der Motive ſei⸗ 
nes Antrages, da er ſelbſt erſt ſehr ſpät zum Wort komme und die andern 
Redner möglicherweiſe über die Gründe des Antrages im Irrthum ſich be⸗ 
finden und denſelben falſch auffaſſen könnten. — Dieſe Verleſung geſchieht 
mit Zuſtimmung des Hauſes. — Die Begründung hebt im Weſentlichen 
hervor, daß die einmaligen und außerordentlichen Ausgaben 1860 und 1861 
aber nur als ſolche bewilligt ſeien, und deshalb nicht mit den n 
gen und unbedingten laufenden Ausgaben in eine Linie geſtellt werden könnten. 

Abg. v. Hoverbeck erklärt, daß das eben gehörte Amendement ihn nicht 
beſtimmen könne, darauf näher einzugehen, da man füglich nicht verlangen 
könne, daß irgend Wer eine ſo lange Motivirung kaum im Gedächtniß be⸗ 
halten ſolle. Er wolle ſich zunächſt genen die Ausführung des Freiherrn 
v. Patow wenden. Derſelbe habe weſent 


Fries bildet hierſelbſt ein Vorberathungs-⸗Comite aus jetzigen und ehe⸗ 
maligen Volksvertretern. 

Paris, 11. Sept. Die Journale enthalten das Gerücht, daß 
die allgemeinen Wahlen zur Legislativen Ende Oktober ſtattfinden 
werden. 

Konſtantinopel, 6. Sept. Mehemed Dſchemil Paſcha überbringt dem 
Kaiſer Napoleon den Osmanie⸗Orden in Brillanten. 

Calcutta, 8. Aug. Es circulirt das Gerücht, der Prinz von Wales 
werde Indien mit Beginn der kalten 118 eit beſuchen. 

Singapore, 5. Aug. Der ruſſiſche Dampfer „Bagatry“ und der 
„Novik“ ſind am 17. Juli von hier nach China abgegangen. Der Ex⸗Gou⸗ 
verneur der Philippinen, General Limeri, iſt auf dem Wege nach Spanien, 
und Admiral Kuper, Oberbefehlshaber der engliſchen Marine⸗Station in 
China und Oſtindien iſt hier eingetroffen. 

Hongkong, 26. Juli. In Shanghai und Taku iſt die Cholera ausge⸗ 
brochen. Die Taipings haben ſich aus der Nähe Shanghais zurückgezogen. 
Bei Nangking verſtärken die Kaiſerlichen und Taipings ihre Armeen. Aus 
Japan laufen beunruhigende Berichte ein über die feindſelige Stimmung 
der Daimies gegen die Fremden. In Neddo ſollte eine Conſerenz zur Ent⸗ 
ſcheidung wichtiger Staatsangelegenheiten ſtattfinden. Die fremden Geſand⸗ 
ten haben trotz des Mordanfalles auf den engliſchen Geſandten beſchloſſen, 
in Neddo zu bleiben. 


Preußen. 
Landtags = Verhandlungen. 


46. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (12. Sept.). 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzuns um 9% Uhr. Das Haus und 
die Tribünen ſind a) beſetzt. Am Miniſtertiſch v. d. Heydt, 
v. Roon, Graf Bernſtorff, Graf Itzenplitz, v. Mühler, Graf 
zur Lippe, v. Jagow, Oberſt v. Boſe, Major Schwarze, Geh. Kriegs⸗ 
rath Sixtus, Geh. Reg. Rath Mölle. 

Der Präſident theilt mit, daß der Abg. Staatsanwalt Koch (Trebnitz) 
geſtern in ſeinem Zimmer todt gefunden worden iſt. Er begleitet dieſe An⸗ 
zeige mit einigen Worten ehrender Anerkennung. Die Abgeordneten erheben 
ſich dabei von ihren Sitzen. 

Tagesordnung: Fortſetzung der Debatte über den Bericht der Budget⸗ 
comm über den Militairetat pro 1862. Der erſte Redner iſt Abg. v. Pato w 
(der Redner ſpricht ſo leiſe, daß er ſehr ſchwer verſtändlich): Ehe er auf 
die Sache ſelbſt eingehe, wolle er dem Abg. Waldeck eine Erwiderung machen. 
Derſelbe habe geſtern geäußert, daß die Regierung nachgeben müſſe, wie ſie 
bei dem Hagen ſchen Antrag zurückgegangen ſei. Dies ſei faktiſch unrichtig. 
Die Regierung habe zwar mehr gethan, als der Hagen'ſche Antrag verlange, 
aber ſie habe denſelben jedenfalls nicht ausgeführt, ſie habe gethan, was vor 
der Abſtimmung von ihm (Redner) in Ausſicht geſtellt worden ſei. Der An⸗ 
tragſteller ſelbſt habe nicht einmal den Verſuch gemacht, ſeinen Antrag zur 
Ausführung zu bringen, man habe ſich bei dem beruhigt, was von der Re⸗ 
gierung geſchehen ſei (Widerſpruch). Dieſe Erklärung fei er ſich ſelbſt ſchul⸗ 
dig. — Die Regierung habe bei der Reorganiſation das Geſetz nicht verletzt, 
ſie erkenne an, daß ſie eine Geſetzesvorlage machen müſſe und daß alsdann 
erſt der Zuſtand definitiv ſei. Wenn aber behauptet werde, daß die Regie⸗ 

rung überhaupt nicht organiſtren konne ohne Zuſtimmung der Landesverkre⸗ 
tung, ſo ſtehe davon in der Verfaſſung nicht das Geringſte. Die Organi⸗ 
fation ſei lediglich eine Verwaltungsmaßregel. Für die Mitwirkung der Lan⸗ 
desvertretung, welche einigermaßen ſtreitig gemacht werden könne, ſei das 
Budget da, und die Regierung habe deshalb den richtigen Weg eingeſchlagen, 
die Abſicht der Reorganiſation zur Kenntniß der Landesvertretung zu bringen. 

Daß der Plan bisher die Genehmigung der Landesvertretung nicht er⸗ 
halten habe, ſei ganz richtig, aber die Verwerfung oder Nichtbewilligung ſei 
ebenſowenig erfolgt. Der Plan habe ſich innerhalb des Hauſes und auch 
außer dem Hauſe der Anerkennung zu erfreuen; die Hauptpunkte der Reor⸗ 
ganiſaton hätten die volle Zuſtimmung des Landes erhalten. Etwas Unge⸗ 
ſetzliches, welches in die Rechte des Hauſes eingreife, liege nirgend vor. — 
Vor Bewilligung der neun Millionen habe die Regierung dem Hauſe ihre 
Abſicht vollkommen klar dargelegt und daran knüpfen ſich die Maßregeln, 
an denen er Theil genommen und für welche er verantwortlich ſei. Die 
Regierung habe ſtets anerkannt, daß trotz der definitiven Form der Reorga⸗ 
niſation die Maßregeln doch nur eine proviſoriſche ſei und die Auflöfung 
erfolgen könne. Eine Verletzung des Rechts des Hauſes liege darin nicht; 
es wurde dann ein Etat vorgelegt, welcher den zweifelhaften Zuſtand etats⸗ 
mäßig machen ſollte. Aus den Beſchlüſſen des Hauſes ſei nicht hervorge⸗ 

gangen, daß die Reorganiſation rückgängig gemacht werden ſolle, ſondern, 

daß der Zuſtand aufrecht erhalten werden ſollte, ſoweit das Geld bewilligt 
und bis das Geſetz vorgelegt ſei. Für das Jahr 1862 komme in Betracht, 
daß die Nothwendigkeit des Verfahrens der Landesvertretung vorher voll⸗ 


ſtändig klar gemacht und von keiner Seite etn Widerſtand dagegen erhoben 
worden ſei. be! oho!) Der Zuſtand des Proviſoriums habe ſich in die 
Länge gezogen und in dieſer Veziehung könne er dem Kriegsminiſter nicht 
beitreten. Er (Redner) glaube in der That, daß hier der 
nität vorliege, aber in derſelben Weiſe, wie ſeit 12 Jahren für das Budget. 
— Die Reorganiſation habe alſo weder ein Geſetz, noch die Rechte des Hau: 
ſes verletzt. Was nun die Reorganiſation ſelbſt anlange, jo werde von kei⸗ 
ner Seite in Abrede geftellt werden, daß fie in militärischer und vollswirth⸗ 
ſchaftlicher Beziehung eine Nothwendigkeit fei. O ol) Die Reorganiſation 
ſei als eine ſolche anzuerkennen, welche im Ganzen den Wünſchen des Lan⸗ 
des entſpreche. Die Ausſtellungen dagegen ſeien nur gegen gewiſſe Punkte 
und Theile gerichtet. Das Syſtem der Commiſſion, der reinen Negative 
ſei tein ſegensreiches für das Land. Gegen die Organifation fei nun zu: 
nächſt der übermäßige Steuerdruck angeführt worden. Schon früher ſei er 
dieſen Gründen entgegengetreten und er bleibe dabei ſtehen, daß der be⸗ 
hauptete übermäßige Steuerdruck nicht vorhanden ſei. Nachgewieſen ſei, daß 
in dem Zeitraum jeit der Organiſation des Steuerſyſtems ſich der Druck der 

Steuern in keiner Weiſe erhöht habe; wenn auch eine Anzahl von Steuer⸗ 
pflichtigen behaupte, daß ſie zu viel Steuern zahlen, ſo könne dadurch nicht 


Fall der Indem⸗ ich eine Oratio pro domo gehalten. 
Er ſei als früherer Finanzminiſter ee e ee e 
den Herrn v. Patow ſei die Reorganiſation eine Unmöglichkeit geweſen. 
Wiederholte Zeichen der Zuſtimmung vom Abg. v. Patow.) Und damit 
afte allerdings auf ihm eine ungeheure moralische Verantwortlichkeit. (Hört, 
hört!) Der erſte Schritt zur Reorganiſation ſei übrigens nicht im ahre 
1860, ſondern ſchon im Jahre 1859 geſchehen, damals, als die 409 Stellen 
von Hauptleuten und Rittmeiſtern gegründet wurden, um das Commando 
von Landwehrtruppen zu übernehmen. Man ſprach damals die Erwartung 
aus, daß die Stellung der Landwehr durch die Ernennungen in keiner Weiſe 
berührt werden würde, und der Kriegsminiſter v. Bonin erklärte, die Land⸗ 
wehr ſei das Fundament der Heereseinrichtung, und wenn eine Umgeſtaltung 
derſelben ausgeführt werden ſolle, jo könne es niemals geſchehen ohne aus⸗ 
drückliche vorherige Genehmigung der Landesvertretung. — Der Redner geht 
dann auf die Mobilmachung im Jahre 1860 und auf den Rücktritt des 
Kriegsminiſters v. Bonin ein. Sein Nachfolger, Hr. v. Roon, ſei bei ſeinem 
Amtsantritt von der „Kreuzzeitung“ als ein „Keil in das liberale Miniſte⸗ 
rium“ bezeichnet worden. Er ſei von der perſönlichen Ehrenhaftigkeit des 
Herrn Miniſters zu ſehr überzeugt, als daß er meinte, derſelbe ſei mit Be⸗ 
wußtſein als ſolcher „Keil“ eingetreten, thatſächlich aber habe die Prophe⸗ 
Brau der „Kreuzzeitung“ Recht behalten. Das erſte Budget, das der neuen 

rganiſation Rechnung trug, brachte den Militäretat in zwei Theilen, einem 
Ordinarium und einem Extraordinarium. 

Es war das einzigemal, daß das Haus der Militärorganiſation gegen⸗ 
über ſich in einer correcten Lage befunden hahe. Aber ein wahrer Schmer⸗ 
zensſchrei ſei im Haufe vernommen worden, als der damalige Finanzminiſter 
eine Mehrausgabe von 9½ Mill. verlangte. Anſtatt dieſer Forderung wurde 
ſpäter, ehe der Commiſſionsbericht zur Berathung gelangte, von der Regie⸗ 
rung der Antrag auf eine proviſoriſche Bewilligung von 9 Mill. geſtellt. 
Es fei geſtern bara En Regierung gab damals die e 1 8 ab, 1 Ans Bas 
i i ; en man itglieder, die wie er ſonſt nie die ill. bewilli 
0 aden e aß eine große Zahl der Beamten noch auf höhere Be: haben ed a Annahme des Antrags beſtimmt. Die Eitlärungen 
Diungen normirt vol as ſei eine Schraube ohne Ende. Je beſſer die Beſol⸗] der Miniſter ſeien aber noch verſtärkt worden durch die Auslaſſungen des 

Carriere fein, und rden, deſto ſtärker würde der Zudrang zu der Beamten: | Referenten Freiherrn v. Vincke. Redner verlieſt die betreffenden Stellen aus 

den (). Aus dadurch würde jene Aufbeſſerung bald wieder illuſoriſch] den ſtenographiſchen Berichten. Die Regierung erklärte unter Andern, daß 
rede BR leben gehe hervor, daß das, was bie ae ern wenn das Haus ſpäterhin die Mittel verſagen wolle, alle Aenderungen der 
gen Be Erparniſt im Git bewilligt werden könne, ohne Nachtheil für] Heeresorganiſation wieder redreſſirt werden könnten. Herr v. Vincke hatte 
die Aufgabe der Budget C Stat könnten herbeigeführt werden, und das würde auf die Miniſter deutend ausgerufen: „man müßte dieſe Herren nicht für 
9 — u babe a ge :Commifjion geweſen fein; eine völlige Negirung | Chrenmänner halten, wenn man annehmen wollte, daß ſich, wenn ſpäter die 
5 Zukunft, 687 : ea 8 N Es handele ſich um Preußens Mittel verſagt würden, die Reorganiſation nicht würde zurückfahren laſſen. 
1 . ſchl ie Aeußerung geſchehen: Berlin jei eine Kraft- Herr v. Vincke habe ſpäler dem Kriegsminiſter bei gelegentlicher Erwähnung 
rengung des menſchlichen Geſchlechts; dies Wort könne auch auf den 
Fabien Staat angewendet werden. Den Staat zu zertrümmern ſei 
Fra ihn wieder aufzurichten, ſehr ſchwer. (Beifall) Der Staat ſei ein 
ermaͤchtniß großer Könige, das Vermächtniß eines großen Volkes; hüte 


8 


* daß das ganze Land darüber zu klagen habe. 

„Die Klage über den Steuerdruck ſei auch nicht ernſtlich gemei 
diejenigen, welche darüber klagten, wollten die Steuer nicht „ 
wollten nur dem Militär⸗Etat etwas entziehen. 5 


\ U 
Als zweiter Grund Ka 


angeführt, daß von der Geſammtſumme der Steuern ein zu großer 
auf den Militär⸗Etat übergehe. Die Möglichkeit, eine erhöhte Ausgabe far 
das Militär zu bewilligen, ohne andere Zwecke zu dee werde nicht mehr 
beſtritten werden können. — Wir hätten zwar ein Defieit, aber es ſei be: 
nber nachgewieſen, daß daſſelbe nur ein Schein⸗, daß ein materielles Deficit 
erbaupf nicht vorhanden jei. — Der Hinweis auf andere Staaten fei nicht 
zutreffend; nach dem ſtatiſtiſchen Nachweiſe fei die Ausgabe für das Land⸗ 
ger, 9 Allen n 
8 der Verwaltung zu genügen, das werde niemals möglich 
8 Milli anz behaupten, daß alle ——.— Zweige der Verwaltung, tro 

raufwandes, nicht zurückgeblieben ſeien. 


beer bei weite i i 
anderer Gebiete geringer, als in anderen Staaten. 


der Organiſirung der 9 Reſerperegimenter Ungeſchicktheit vorgeworfen, worauf 
die bekannte Scene erfolgt ſei, die mit der Aenderung jenes unparlamenta⸗ 
riſchen Ausdrucks in das Wort „Ungeſchicklichkeit“ ſchloß. Die damalige 


Regierung habe aber in der That eine außerordentliche Geſchicllichkeit bei 


7 


Organifirung der Reſerveregimenter bewieſen, und gerade dieſe Scene habe 
den Anhalt für die Meinung des Miniſteriums geboten, daß die erſte Be⸗ 
ben ee der Heeresorganijation unter den Augen des Landtags geſche⸗ 
en ſei. 

Nachdem der Redner die Geſchichte der Organiſation bis zum Amende⸗ 
ment Kühne weiter verfolgt und namentlich hervorgehoben, daß er beſonders 
darauf aufmerkſam gemacht habe, wie die endgiltige Entſcheidung in die 
Rechte des folgenden Hauſes hinübergreife, hebt er hervor, daß eben eine 
eminente Majorität des früheren Hauſes die Bewilligung der verlangten 
Summen nur als Extraordinarium beſchloſſen habe, daß ein Extraordinarium 
jedenfalls nicht auf das folgende geh übergeben könne und daß er deshalb 
nicht begreifen könne, wo die Regierung den guten Glauben hernehmen 
könne, auf den der Finanzminiſter wiederholt ſich bezogen habe. Ein Finanz⸗ 
Miniſter müſſe wiſſen, was ein Extraordinarium bedeute. (Bravo!) Auch habe 
der Abg. Wagener damals, indem er zu Gunſten des Ordinariums eine 
Diverſion machen wollte, den Finanzminiſter zu der Erklärung veranlaßt, 
daß er, wenn er im Extraordinarium bewilligte Poſitionen auch über den 
1. Januar 1862 hinaus behalte, der Größe der Verantwortlichkeit ſich wohl 
bewußt ſei, dieſelbe aber übernehmen müſſe. Dagegen hätten ſich Herr 
v. Vincke, Oſterrath und er, der Redner, erhoben, er ſelbſt mit der Erklä⸗ 
rung, daß wenn extraordinair bewilligte Summen über den 1. Jan. 1862 
hinaus erhoben würden, dies eine offenbare Geſetzwidrigkeit ſei. Damals 
ſei denn auch das „Fractibnchen“ Jung⸗Littbauen entſtanden, das ſich denn 
doch nunmehr paſſabel ausgebreitet habe. (Heiterkeit) — Der Redner geht 
nun auf die parlamentariſche Geſchichte des Jahres 1862 ein, auf die Wahlen 
und Wiederwahlen; kein Miniſter ſei gewählt, aber alle Abgeordneten, die 
für den Hagen'ſchen Antrag geſtimmt hätten, ſeien wiedergewählt. Die 
Sache, welche dieſe Abgeordneten vertreten hätten, ſchiene denn doch einiger⸗ 
maßen populär zu ſein. — Gegen die Ausführungen des Hrn. v. Patow 
bemerkt der Redner noch, daß ſeine Partei keine Gegnerin der erhöhten 
Rekrutirung ſei, daß ſie aber nicht wünſche, dieſelbe für die neue Armee⸗ 
Organiſation ausgebeutet zu ſehen. Wenn Hr. v. Patow glaube, daß die 
Majorität des Landes der Armeeorganiſation ünſtig geſtimmt ſei, ſo frage 
er, was ihn zu dieſer Meinung berechtige? enn das Abgeordnetenhaus 
einen Zweck habe, ſo ſei es der, die Meinung des Landes zu vertreten 
(lebhafte Zuſtimmung), und wenn dieſe durch mehrere Wahlen in den Schat⸗ 
tirungen der gegenwärtigen Fractionen ſich herausgeſtellt, dann müſſe fie 
doch als ſolche anerkannt werden. Wer Anderes jagt, der untergrabe die 
Wurzeln des Abgeordnetenhauſes. (Lebhaftes Bravo.) 

Die Bemerkungen, welche der Kriegsminiſter geſtern zum Schluß den ver⸗ 
ſchiedenen Rednern entgegenſtellte, werden nun der Reihe nach widerlegt. 
Die Landwehr habe eine ganı beſtimmte Stellung zu der Frage genommen. 
Sie ſei ein Theil des Volkes, und alle Meinungen des Landes feien in ihr 
vertreten. — Wenn der Kriegsminiſter die Möglichkeit der Organiſation aus 
der früheren Leiſtungsfähigkeit unſerer Finanzen darthun wolle, ſo möge er 
bedenken, daß wir jetzt auch eine Marine hätten. Er ſei ja Marineminiſter 
und müßte ſich bewußt ſein, was er für unſere Seemacht gebrauche. Er 
müſſe auch wiſſen, daß, wie auch die Marine⸗Commiſſion ſich jetzt entſchieden 
habe, die Marine für uns eine Nothwendigkeit ſei und daß ſie begründet 
werden werde. Der Miniſter habe die Gründe, welche feine Redners) Par⸗ 
tei bei dieſer Frage leiteten myſteriöſe genannt; das ſei ihm (Redner) my⸗ 
jteriös, Wenn aber eine Beſchuldigung darin für feine Partei liege, jo for⸗ 
dere er den Miniſter auf, dieſe zu beweiſen; (mit erhobener Stimme): „das 
iſt er uns ſchuldig“ (lebhaftes Bravo links). — Der Kriegsminiſter habe die 
Ungeſetzlichkeit der Reorganiſation mit der proviſoriſchen Bewilligung der 
Koſten zu widerlegen geſucht, da müſſe doch darauf aufmerkſam gemacht 
werden, was für Schlußfolgerungen die Regierung aus proviſoriſchen Be⸗ 
willigungen zu ziehen im Stande ſei. — Er habe die Volksvertretung an 
ihre Pflicht gegen das Land erinnert, aber dieſelbe würde ſich dieſer Pflicht 
am beſten bewußt bleiben, wenn ſie die Mehrforderungen für die Armee⸗ 
organiſation verwerfen würde. — Er habe davon geſprochen, daß der Zwie⸗ 
ſpalt zwiſchen Regierung und Abgeordnetenhaus Preußen in Mißachtung 
bringe, aber was uns etwas von unſerer Bedeutung in Deutſchland und 
Europa raube, das ſei die Haltung des Miniſteriums, was uns die Achtung 
zurückerwirbt, das gründe ſich auf die Haltung des Abgeordnetenhauſes. 
(Lebhafter Beiſall.) — Einen kühnen Schluß habe der Kriegsminiſter ge⸗ 
macht, indem er folgerte: die Armee iſt dem Könige treu, der König hat die 
Verfaſſung beſchworen, alſo ſind die Offiziere verfafjungstreu. a dürfe 
wohl an die Rede des Oberſten Michaelis erinnert werden, der von den 
Truppen verlangt, fie hätten nöthigenfall® zehn Verfaſſungen über den Hau⸗ 
fen zu werfen. — Der Kriegsminiſter habe endlich die Frage einfach als 
Budgetfrage erklärt. Sie werde auch ganz budgetmäßig erledigt werden, in⸗ 
dem man das ganze Ertraordinarium ſtreiche. Der Redner ſchließt, m. H.! 
Meine Stellung können Sie aus den Worten entnehmen, die ich gegen die 
erwähnten Behauptungen der Miniſter gerichtet. Ich habe Sie alſo nur zu 
bitten: Seien Sie einig und entſchieden und jtreihen Sie die ganzen Koſten 
der Reorganiſation. (Beifall links.) 1 

Miniſter v. d. Heydt: Der letzte Redner beſtreite der Regierung den 
guten Glauben, die Befugniß, die Ausgaben, die früher im Extraordinarium 
ſtanden, im Ordinarium zu veranſchlagen. Der Finanzminiſter müſſe wiſſen, 
was Extraordinarium bedeute. Es kann aber dem guten Glauben nicht ent⸗ 

egenſtehen, wenn die Regierung in dem vorliegenden Etat vorſchlägt, die 
Ausgaben aus dem frühern Extraordinarium in das Ordinarium aufzuneh⸗ 
men. (Widerſpruch links.) Der Etatentwurf wird erſt perfekt dadurch, daß 
er die erforderliche allſeitige Sanction erlangt. Ja, wenn die Regierung 
ſolche Ausgaben, die ſie im Ordinarium vorgeſchlagen hat, ſo lange der 
Etat nicht genehmigt iſt, als definitive Ausgaben betrachtete, dann würde 
ſie nicht im guten Glauben ſein. Das iſt nicht der Fall. Ich darf 
alſo annehmen, daß der Herr Abgeordn. von Hoverbeck nicht der Meinung 
ſein kann, daß die Regierung im böjen Glauben gehandelt habe, wenn fie 
dieſe Vorſchläge im jetzigen Entwurf des Elats gemacht hat. Er hat be⸗ 
bauptet, daß die Regierung geſetzwidrig verfahren habe. Es iſt das ein 
ſo ſchwerer Vorwurf, daß er nicht ungerügt bleiben durfte. Er hätte gleich 
nachweiſen ſollen, wie die Regierung anders, als geſchehen, hätte verfah⸗ 
ren ſollen, um ſich innerhalb der Geſetze zu halten. Sie würde pflichtwidrig 
verfahren haben, wenn fie anders hätte verfahren wollen. Ich halte den 
Herrn Abgeordn. v. Hoverbeck für ſchuldig, dieſen Vorwurf zurückzunehmen 
oder ihn darzuthun. 3 

Abg. v. Binde (Stargardt): Die Zweckmäßigkeit der Reorganiſation fei 
vielfach angegriffen worden, ihre Grundzüge jedoch durchaus zu billigen. Dieſe 
Grundzüge ſeien: Herſtellung der allgemeinen Gleichheit vor dem Geſetze, 
Herſtellung der allgemeinen Wehrpflicht, während früher nur etwa 26 % der 
waffenfähigen Mannſchaft herangezogen wurden, ſodann die Schonung der 
älteren Klaſſen der Landwehr im volkswirthſchaftlichen Intereſſe, um die 
eigentlichen Steuerkräſte des Landes zu ſchonen; ferner in militäriſcher Be⸗ 
ziehung die Moglichkeit einer raſcheren Mobilmachung durch Vermeidung des 
Zurückgehens auf die älteren verheiratheten Leute endlich aber die Rückſicht 
auf die weſentlich veränderte Lage Europas. Preußen habe auf ſichere 
Allianzen nicht zu rechnen und könne kriegeriſche Demonſtrationen nicht immer 
vermeiden. Wenn etwa Rußland, 1 18 oder Oeſterreich eine Armee von 
100,000 Mann unmittelbar an unſerer Grenze aufſtellen würde, könne man 
doch nicht warten, bis ein Einmarſch ins Land wirklich geſchehen jei; da ſei 
denn doch eine Gegendemonſtration nöthig. Und dazu gerade ſei die Land⸗ 
wehr nicht geeignet, die überhaupt nicht verwendet werden 2 ſo lange es 
noch zweifelhaft, ob ein Krieg ftattfinden werde. Und dieſe Grundzüge der 
Reorganiſation ſeien von den Mitgliedern des früheren Hauſes, mit Einſchluß 
des Vorredners, in ihrer vollen Berechtigung anerkannt worden. Der Be⸗ 
weis dieſer Behauptung ergebe ſich aus dem Bericht des Referenten im Jahre 
1860; darin ſei die Nothwendigkeit der Vermehrung der Offiziere und Unter 
offiziere, die Nothwendigkeit der Schonung der älteren Klaſſen der Landwehr, 
die mannichfachen Störungen im Gefolge einer Mobilmachung derſelben nach 
gewieſen. Es ſei darin dargethan, daß zur Erhaltung der Landwehr die 
Unterhaltung eines ſtärkeren Stammes von Offizieren und Unteroffizieren, 
die Herabſetzung der Landwehr⸗Cavallerie in den ärmeren Provinzen, damit 
die Vermehrung der Linien⸗Cavallerie erforderlich ſei. Die Grundprincipien 
der Landwehr ſeien auch damals anerkannt worden. Bei der Abjtimmung 
hätten ſämmtiiche Mitglieder damals mit den Ausführungen des Berichts 
und ſonach auch mit den Grundzügen der — ſich einver⸗ 
ſtanden erklärt. Damit ſtehe es im Widerſpruch, wenn der Vorred⸗ 
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Heiterkeit; auch der Finanzminiſter lacht.) Er wolle aber der Regierung da⸗] wehr ſpricht, fo iſt damit nicht die einer beſtimmten Epoche zu meinen, ſon⸗ 
rin beitreten, daß ſie wirklich in gutem Glauben gehandelt habe; die Bedeu⸗ dern die 1 einer möglichſt guten Landwehr. Die Frage über die 
tung der Bewilligung im Ertraordinarium fei ſchon ausgeführt. Jeder habe Kriegstüchtigteit der Landwehr eben bewegt ſich in vollkommenem Zirkel. Die 
ſich gedacht, und es fi vielfach ausgeführt worden, daß die Ausgaben auch Landwehr iſt aller . fähig, deren die Linie fähig iſt, denn ſie 
nach dem 1. Januar fortgeleiſtet werden müßten. Die Beſchlüſſe, welche nimmt ja nur die 10 70 inie auf. Je kriegstüchtiger, je gewandter das 
früher gefaßt ſeien, müßten auch interpretirt werden in dem Geiſte, in dem ſtehende Heer, um ſo eg und gewandter die Landwehr. Die Land⸗ 
ſie gefaßt ſeien, und dann müſſe man auch ſeinem Gegner Recht geben, und] wehr iſt Alles, was das ſtehende Heer aus ihr macht. Ihr Offiziercorps geht 
da behaupte er, daß die Regierung berechtigt geweſen fei, die Ausgabe auch hervor aus der Blüthe des Landes, und dürfte wohl ſo viel werth ſein als 
für 1862 zu beſtreiten. Deshalb könne man für 1862 nichts mehr ändern, das, was die Schnellpreſſe liefere. Keine Armee Europa's hat jo vorzüg⸗ 
und wenn man ſtreiche, würde es dem Lande nichts nützen. Wenn der liches Material, als ‚unfere Landwehr herſtellt. In ihr die We rkraft zu ver⸗ 
Abg. Virchow ausgeführt habe, daß man die Regierung nicht zwingen könne, ſtärken, dazu wird ein Jeder die Hand bieten. Möge man die Rückſicht gegen 
ein Geſetz vorzulegen, dann begreite er nicht, was die Streichung für 1862 die militäriſchen Autoritäten, die dagegen, aus den Augen ſetzen. Die hoͤch⸗ 
bedeuten ſolle; ſollte durch die Streichung ein Zwang gegen die Regierung | ſten militäriſchen Autoritäten ſind die Stifter der Landwehr geweſen, deren 
ausgeübt werden, ſo würde dieſelbe noch einen Sinn haben. Abg. v. Gar: | Prinzip man nicht beſſer ausdrückt, als indem man ſagt, daß ſie den Bür⸗ 
lowitz habe geäußert: die Sache ſei ſo einfach. Ja, wenn man ſtreiche, ſo ger zum Kriegsmann macht und den Kriegsmann zum guten, verträglichen 
ſei das einfach, es erinnere dies an die bekannte Aeußerung des Convents:] Bürger. Daß die Landwehr nicht gehegt wird, iſt begreiflich genug; es wer⸗ 
„la mort sans phrase.“ Ein ſolcher Beſchluß würde über die Grenzen der] den Geſetze über die Landwehr green, ohne daß ein Vertreter derſelben an 
Mäßigung hinausgehen, und was man erreichen würde, das ſei eine Des⸗ maßgebender Stelle vorhanden iſt. — Der Redner kommt darauf zurück, daß 
organiſation des Heeres. In dieſer Weiſe der Regierung die Piſtole auf die] Abänderungen von fo ungeheuren Dimenſionen die Verfaſſung berühren und 
Bruſt zu ſetzen, das halte er der Stellung des Hauſes nicht für angemeſſen. führt aus, wie es geſchehen, daß in der Bevölkerung eine tiefe Abneigung 
Man habe die Politik der Regierung getadelt und habe geſagt, daß man, Bee die neue Armeeorganiſation herrſche. Seit den 14 Jahren, daß unſere 
weil man der Regierung mißtraue, kein Geld bewilligen könne. Des Miß Verfaſſung beſteht, iſt der Bevölkerung nach und nach fühlbar geworden, wie 
trauens wegen ſei das Haus nicht berechtigt, dem Lande zu ſchaden, es] die Laſten für die Armee mit der c en dee der Organiſation gewachſen. 
durch die Streichung wehrlos zu machen. Und wehrlos iſt ehrlos! (Beifall.)] Dazu ſei alles ohne Feſtſtellung durch ein Geſetz ausgeführt, und zwar unter 
In dieſer Weite würde ſich das Haus einer ſchweren Verantwortlichkeit ſchul⸗ einer verfaſſungsmäßigen Regierung ohne Geſetz. 3 \ 
dig machen. Der Abg. v. Carlowitz habe von „Selbſtverſtümmelung“ geſpro⸗ Die Staatöreg., ſchließt der Redner, befindet ſich unmittelbar auf dem 
chen, deren Bild unſere Politik nach außen gewähre. ſchlüpferigen Wege zu einer parlamentariſchen Reg. Daß die Loyalitätsver⸗ 
Dem gegenüber erinnere er an Burkes Wort: „Wenn man von den ſicherungen der Nation die Wahrheit geweſen ſind, daß die Verbindung der 
Schäden des Vaterlandes ſpreche, ſo ſolle man ſprechen, wie von Schäden Inſtitution der Armee mit dem Budget eine Unmöglichkeit iſt, das ſcheint 
des Vaters, mit Scheu, Ebrfurcht und Zittern ꝛc.“ Die Dinge, welche der] der klarſte Beweis dafür, daß wir eine parlamentariſche Reg. nicht wollen. 
Abg. v. Carlowitz hervorgehoben, gehörten der Geſchichte an; das Haus] Deshalb ſtimmen wir auch gegen die Amendements. Dieſelben ſind gutge⸗ 
habe nur die Schäden der jetzigen Regierung anzugreifen und auch mit die⸗ | meinte Mittelwege; bewilligen Sie heute aber wieder proviſoriſch, ſchieben 
fer habe man ja in wichtigen Fragen, z. B. dem Handelsvertrage, überein: | Sie den definitiven Apſchluß immer wieder hinaus, laſſen Sie dieſen Zu⸗ 
geſtimmt; daraus folge doch nichts von Selbſtverſtümmelung. Er wolle ſich] fand chroniſch werden, dann haben Sie die parlamentariſche Regierung ter» 
mit dem Abg. und deſſen Wirken nicht in eine Parallele ſtellen, allein, jeit | tig. (Sehr richtig!) Nur durch ein entſchloſſenes und entſchiedenes Nein koͤn⸗ 
20 Jahren, wo ihm die Betheiligung am öffentlichen Leben möglich geweſen] nen wir der Br ſelbſt eine Mahnung zurufen, inne zu halten auf dem 
ſei, ſei er, Redner, ſtets zum Vertreter des Volkes gewählt worden, bis auf Wege, der für ſie und die Armee gefährlicher ült, als für das Haus. Im 
einen Punkt, wo er durch andere Pflichten abgehalten geweſen, (SHeiterfeit!) Jahr 1860 hatte man den declarirten Nothſtand eines drohenden Krieges; 
Er habe niemals eine Veranlaſſung gehabt, ſein Verfahren ſeinen Wählern 1861 einen erperimentalen Zuſtand, und heute muß ein Geſetz vor uns lies 
gegenüber zu rechtfertigen; er ſei ſich bewußt, daß er nicht einen Wahldezirk,] gen; die bloße Verſicherung genügt uns nicht. Und nicht nur mit dem Ge⸗ 
ſondern das ganze Land zu vertreten und keinen Auftrag von feinen Wäh⸗]ſetz muß die Regierung vortreten, ſondern zu leich mit der Erklärung, daß 
lern zu erhalten habe. Aber wenn er einmal feinen Wählern gegenüber: | he wirklich entjehlofjen iſt, daſſelbe durch alle Stavien durchzuführen, welche 
ſtehen follte, fo würde er ſagen: er habe ſich bemüht, ſein Vaterland zu ein Geſetz leider bei uns durchmachen muß. (Bravo.) Mit dem Geſetze in 
vertreten und Frieden zu erhalten zwiſchen den Gewalten des Staates.] der Hand wird die Indemnität nicht verweigert werden, aber (nach der Mis 
(Bravo rechts.) niſterbank deutend) wir haben doch keine Verpflichtung, Ihnen dieſe entge⸗ 
Abg. Dr. Gneiſt: Als die Geſetzgeber von 1808 unſern Staat reformirt. | gen zu tragen. (Bravo.) Ich will der Regierung einmal zugeſtehen, daß 
ſahen ſie ganz richtig, daß derſelbe einer Verfaſſung bedürftig ſei; damals Alles, was geſchehen, bona fide geſchehen iſt, ſo dürfen Sie aber auch glau⸗ 
wurde die Zuſicherung des Erlaſſes einer ſtändigen Verfaſſung ertheilt. Erft | ben, daß wir im guten Glauben handeln, und daß wir nicht blos im guten 
33 Jahre ſpäter begann man mit der Ausführung dieſes Verſprechens. Dem | Glauben, ſondern auch im guten Recht ſind. (Bravo.) Wenn wir wirklich 
Zwiſchenzuſtande verdankt das Vaterland die gegenwärtige Sachlage. Da einen Augenblick ſchwankend geweſen ſind in dem Gebrauch unſers Rechtes, 
Ständebeſchlüſſe nicht vorhanden, ſo ſuchte die Verwaltung die erforderlichen] jo haben wir alle dringende Veranlaſſung, zu bedenken, welche Folgen das 
Summen auf andern Wegen zu erlangen, auf dem Wege des Reglements. abnorme Verfahren auch für die k. Prärogative haben würde, und wenn wir 
Einen traurigen Ausdruck hat dieſer Zuſtand gefunden in der geſtrigen Rede | uns das überlegen, dann kommt zu unſerm guten Recht und unſerm guten 
des Kriegsminiſters und in der heutigen Rede des früheren Finanzministers. Glauben auch das Bewußtfein unſerer guten Pflicht, die wir erfüllen, wenn wir 
Mit anerkennenswerther Präciſion babe der Hr. Kriegsminiſter die vorlie⸗ Nein ſagen. (Lebhaftes Bravo links und im linken Centrum.) (Schluß folgt.) 
genden Fragen zuſammengefaßt: die Finanzfrage — er erklärt ſie für erledigt, —ũ—ö . —— — — 5 — = 
die Zweckmäßigkeitsfrage — er hält fie für erledigt, die Rechtsfrage — ſie Berliner Börse vom 12, September 1862. 
ift noch zu erledigen. Ich will mich bemühen, ihm eben ſo kurz und präcis 


ner heut behaupte, das Land werde mit der Zurückfährung des Zu⸗ 
ſtandes von 1859 einverſtanden ſein. Das Abgeordnetenhaus repräſentire 
allerdings durch ſeine Majorität das Land, aber faſt alle Mitglieder 
dieſer Majorität hätten in ihren Wahlreden erklärt, daß das Grund⸗ 
rincip der Armeeorganiſation die zweijährige Dienſtzeit ſei. Und damit 
ei auch er einverſtanden. Auch der Vorredner habe in ſeiner Rede im 
vorigen fallen anerkannt, man wolle ſich alle Veränderungen der Reorgani⸗ 
ſation gefallen laſſen unter der Vorausſetzung der zweijährigen Dienſtzeit. 
Er (Redner) und ſeine Partei hätten damals vorgeſchlagen, die Landwehr 
innerhalb der mobilen Armee bei ubehalten, in der Weiſe, daß ſie ſtatt der 
Hälfte nur den dritten Theil e bilden ſolle. Der Referent habe da⸗ 
mals vorgeſchlagen, nur zwei Bataillone präſent zu halten, das dritte Ba⸗ 
taillon aus der Landwehr zu bilden und dafür nur einen Stamm tüchtiger 
Offiziere und Unteroffiziere zu 2 und zu beſolden. Den Grund dafür 
habe lediglich die zu erhöhende Streitharkeit der Armee abgegeben. Dieſen 
Standpunkt wolle er jetzt aufgeben: einmal, weil die Regierung ihre Geneh⸗ 
Zain zu dem Projecte verſagt, und ſodann weil bafjelde im Lande keine 
Zuſtimmung gefunden habe, weil man eine Erleichterung der Landwehr 
wolle, die in dieſem Plane nicht liege. ee 
Der frühere Beſchluß des Hauſes habe ſich faſt einſtimmig für Aufrecht 
erhaltung der Kriegsbereitſchaft erklärt. Wenn von dem Vorredner auf eine 
Differenz hingewieſen ſei, in die er ſelbſt damals mit dem Kriegsminiſter 
gerathen, ſo habe er allerdings das Verfahren der Regierung „ungeſchickt“ 
genannt, deshalb, weil man die neu creirten Regimenter ftatt „Landwehr⸗ 
ſtammregimenter“ „combinirte Reſerveregimenter“ e habe. Und dieſe 
Benennung halte er noch jetzt für ungeſchickt. Er bereue — wie er dem 
Abg. für Bielefeld, welcher von einer Kammer geſprochen, die drei Jahre 
lang zwiſchen Ja und Nein lavirt habe, erwidern wolle, — ſein damaliges 
Votum nicht. Der damalige Beſchluß ſei nöthig geweſen der Lage Europas 
l nöthig auch aus einem anderen Grunde, den man damals nicht 
da e ausſprechen, den man jetzt aber offen erörtern könne. Damals ſeien 
mehrere Mitglieder in der Regierung geweſen, die ſeine und ſeiner Freunde 
politiſche Anſichten theilten, und die ſie aufs innigſte dem Lande erhalten 
zu ſehen wünſchten. Sie hätten damals mit dem Finanzminiſter um Hun⸗ 
derttauſende gemakelt, um ſich nicht genöthigt zu ſehen, ein Mitglied aus der 
Regierung hinauszudrängen. Die Mitglieder der Fortſchrittspartei hätten 
durch ihr Votum jene Mitglieder hinausgetrieben, wie er glaube, nicht zum 
Wohle des Landes. Der frühere Finanzminiſter und ein anderes heut nicht 
anweſendes Mitglied jener Regierung würden bezeugen, daß er ihnen vor⸗ 
ber gejagt habe, fie (Redner und feine Freunde) ſeien nicht im Stande, dem 
Lande Rechenschaft von den ihnen gemachten vertraulichen Mittheilungen zu 
geben, die Majorität werde ſich ändern und fie — die Miniſter — ſelbſt 
per müfjen. Sie hätten alſo rechtzeitig gewarnt (hört, bört!). Aus die: 
en Gründen bereue er ſein Votum nicht. Auch der Abgeordnete für Berlin 
(Schulze) habe die Gewiſſenhaftigkeit jenes Commiſſionsberichtes anerkannt 
und erklärt, er würde unter jenen Umſtänden ebenſo geſtimmt haben. — 
Der Sinn der Bewilligung des Extraordinariums beruhe darin, daß 
man ſich das Bewilligungsrecht für die Zukunft habe wahren, das Ordina⸗ 
rium nur habe bewilligen wollen, wenn die Deckung dafür nachgewieſen. 
Der jetzt vorliegende Bericht irre in ſeiner Auffaſſung des § 3 des Geſetzes 
vom 3. Sept. 1814; es habe aber Recht, wenn es die Frage als eine Bud⸗ 
getfrage auffaſſe: das Haus habe zu votiren, wie ſtark die Armee ſein ſolle. 
Das ergebe auch Art. 34 der Verfaſſung. Es ſei vollſtändig richtig, daß 
15 des gedackten Geſetzes der Regierung die Möglichkeit gebe, im Fall des 
Krieges einzelne Landwehrmänner in das ſtehende Heer eintreten zu laſſen, 
ſie gebe ihr aber nicht das Recht, ganze Landwehrklaſſen darin einzurei⸗ 
hen. 15 ſofern ſei alſo die Wen. im Unrecht, und fie bedürfe eines Gelebes, 
wenn ſie die Reorganiſation vollſtändig ins Leben treten laſſen wolle. Dazu 


— 


reiche auch die jetzige Vorlage aus, wenn man jede einzelne Pofition einzeln] zu antworten. Fonds- und Geld- Course. Div. Z.- 
greife und fie. budgetgemäß annehme oder ablehne. Die Commiſſion habe] Die Finanzfrage! Ich glaube, man hält fie ſehr gern für erledigt näm⸗] Freiw. Staats-Anleihejd1, 11021 B. haare 
indeß vorgezogen, damit zu warten, bis die ganze Vorlage da fei. lich im Militärdepartement (Heiterkeih. Die Mittel ſind allerdings | Setz x. 1880, 524%, 3 to . 1% les he 
Die Steuerlaſt in Preußen ſei keineswegs eine übermäßige, fie betrage] vorhanden, mehr als ausreichend vorhanden, noch aber iſt die Finanzfrage ee ce 1 Ben dito Prior A... — | 4 = = — 
4 Tir. 20 Sgr. auf den Kopf, in Oeſterreich 5 Thlr. 10 Sgr., in Frant nicht erledigt; fie wird es in wenigen Tagen fein. Das Abgeordnetenhaus, | dito 1880| 5 10775. ba. Be BO NE 
reich 9 Thlr. 10 Sgr. Die Höhe der Communalabgaben könne nicht in Bes welches dieſe Frage allein entſcheiden kann, wird nach gewiſſenhafter Crmä: | Staats-Schuld-Seh. ... 131, 001% bz: dito Prior D..| — | 4 |- — — 
tracht lommen, da biejelben von den Gemeinden jelbit feſtgeſetzt würden.] gung der Finanzverhältniſſe des Landes feine ſachverſtändige Entſcheidung Berliner Stadt. Gl. 4% 0 C. dito Prior F. - [34186 B- 
Von der geiteigerten Schuldeulaſt ſei mehr als die Hälfte für rein produt fällen; dann wird die Finanzfrage erledigt fein! (Bravo). Kur- u. Neumärker|31£198 B. 3 e 
. n 78 Die Zweckmäßigteitsfrage! Ich zweifle nicht, daß die große Mehrzahl des] 2 | to at 340. Prinz-W. 8.0 15 | 4 169, bz 
an hebe hauptſächlich zwei Dinge hervor: Die Forteriſtenz der Land: | Militärs die Frage damit für erledigt hält, daß die Armee an Kriegslüch⸗ E 1 413 
wehr und die zweijährige Dienſtzeit. Mit Unrecht vindieire man der Jand⸗] iigkeit gewinnt, weil eine Anzahl neuer Offiziersſtellen ereirt worden ißt de S rege an: F 
wehr den Charakter eines Volksbeers, fie ſei keine Bürgerwehr oder Natio⸗][ Erledigt iſt die Frage aber erſt, wenn fie die drei Stadien der Gejebge: Sae 8 ? dito III. Em... | — |41,19912 ba. 
nalgarbe, ſondern ein ansgedientes Heer, deſſen Offiziere der König ernenne.] bung durchſchritten haben wird, dieſe Frage, welche von dem Standpuntt | = | „dito neue s br. RheieKahenahn | — | 4136 ba. 
Mit Unrecht habe auch der Abg. v. Carlowitz behauptet, die Landwehr ei f einer Beruſsklaſſe ſchwer zu entſcheiden iſt. In ber Erklärung des Herrn | 2 Kar- u. Neumärker 4“ 100% 6. A eltısy, 4 1123. bi 
ein Hinderniß für unpopuläre Kriege. Die zu verhindern, ſei nicht Sache Kriegsminiſters finde ich nur dos Geſtändniß, daß die Regierung einfeitig | 2 Pommersche 1114746. Thüringer 62/4 120% br. 2 
der Landwehr. ſondern Sache dieſes Haufes, indem es die Geldmittel ver: vorgegangen ift, daß fie in dieſer fhmierigiten und verwickeltſten Frage nur z n Wilhelms» Bahn. — | 4 4 bz. 
weigere. Daß wir keine Angriffskriege zu befürchten hätten, ſei doch wohl] die eine Seite gehört hat. ee a Ren. 4 00 . 8. e 
nicht fo ſicher, er erinnere an den Krieg in Schleswig⸗Holſtein, an die Mög-] Die Rechtsfrage! Ich will mich heut nicht einlaſſen in den Streit über 8 Sächsische . .. 4 |100% B. dito Prior St. | — 4% d. 
lichkeit des Krieges in Heſſen. Die Reorganiſation ſchließe die Landwehr die Auslegung des § 15 des Gef. vom 3. Sept. 1814. Ich kann mir den⸗ 17 äito "ai 1 = Fe’) . 
ja gerade von bloßen friegeriihen Demonftrationen aus (Unruhe). Man ken, daß eine Verwaltung ſehr wohl geführt werden kann ohne irgend welche Preuss. u. ausl. Bank-Actien 
x konne nicht fagen, ſie heiße jetzt Landwehr wie lucus a non lucendo, denn formelle Verletzung der Geſetze, und daß doch alle geſetzlichen Bestimmungen n Wende + pi. 2. i 
erade die Reorganifation belaſſe fie ja als eine „Wehr des Landes.“ — | vonftändig auf den Kopf geftellt werden. Es giebt noch ein Recht, das die o 3 1801 E. 
nders verhalte es ſich mit dem zweiten Punkt, der zweijährigen Dienitzeit. | Verwaltung verletzen kann außer dem geſchriebenen Geſetz das iſt das Recht te Ber Fr . 4 8% l. Bert, Kander. 9 4 ro. 
Er wolle zwar zugeben, daß bei dreijähriger Dienſtzeit fi vielleicht eine] des Landes; die Verfaſſung der Armee, die Verfaſſung des Landes kann ſehr] dito neue 100 fl. 1. de . „ Berl. W. red. G. — |5 | — 
beſſere Uebung erreichen laſſe. Aber bereits im Jahre 1831 bätten Gene: wohl verletzt werden ohne Verletzung des geſchriebenen Geſetzes. — Ich will e e 40% b. 5 % b2.l Praunschw. Bank 4 4 BI B. 
rale die zweijährige Dienitzeit für ausreichend erklärt. Freilich habe man | mich darauf beſchränten, dieſen Punkt zu erörtern: die Regierung hat den | Russ.-engl. Anleihe ..| 5 04% ©. ne a PR 
1859 tie Vorlegung dieſer Gutachten der Commiſſion verweigert, weil fic i militäriſchen Organiſation eine geſetzliche Grundlage] dito 5. Anleihe 4 88 6. D N 1 
N ; . 1 Verſuch gemacht, ihrer täriſche ganif geſetz 8 ige armst. Zettel-B.| 83 | 4 100% ® 
zum Leſen zu weitläufig ſeien! Was aber unter Friedrich Wilhelm III., der zu geben in den Entwürfen von 1860. Die Annahme dieſer Entwürfe . bz.u.G. Darmst. Credb.A.| 5 | 4 90% bz. 
an der Spitze der Landwehr Kriege geſochten, für ausreichend gehalten wor: | der Landesvertretung eine Sicherheit, eine Baſis gegeben. Die damals da-| dito III. Ems. . 4 88%, bz.u.0. Das: n e 
den, müſſe doch wohl jetzt auch ausreichen. — Für bie zweijährige Dienft: | gegen erhobenen Bedenken waren dieſelben, welche von einer ordentlichen Ge: | Fon. 0. 4 300 f. 4 00 b. Genf Cream 4 . 4 , b. 
zeit habe ſich auch der General Kraufened, der ſpätere langjährige Chef des | jegcommifion erhoben worden wären, Bedenken jo unabweisbarer Art, daß ua I SE ee Geraer Bank . 63, 4.0214 6. 
75 Generalſtabes ausgesprochen. Eine andere Autorität ſei die des wie in jenem Stadium, fie in jede m ſpätern Stadium wiederkehren müſſen een. Banknoten . = [88% b. Wan Wer Bank] 6% 4 1013 
jeutenants Hund von Hafften, der behaupte, kein Offizier babe die Aus“ daß fie wiebergelehrt find in dem einstimmigen Beſchluſſe brer Bubgetcom: | Kurhess 40 Tui... — 87% ©. Hann. „ 4% 4 4e 
7 2 9 fi A | Ir n = 7 = 1 5 ” 72 1 
dauer, noch im zweiten Jahre ſich jo viel Mühe mit den Leuten zu geben, miſſion, in der einstimmigen Anſicht, wie ih glaube fait aller Redner dieſes : ͤ . , Tan, 2a 
wle im erſten. Derſelbe führe die Aeußerung eines anderen Offiziers an:] hohen Hauses. Es wird nicht gelingen, dieſe Bedenken zum Schweigen zu Actien- Course. Mar Di: inne 
„Meine alten Leute find die dummſten, tauſendmal dümmer als die Jun. bringen. (Bravo!) All dieſer Bedenken hat ſich die Regierung, oder wie Div. Z. Mein. Oreditb”A.| C. 444% bi. 
en!“ (Heiterkeit). Die früheren eigenen Aeußerungen des Kriegsminifters: | ;d wohl korrekter jagen muß, das Militärdepartement entledigt indem man las nu % 0 Minerva Bgwk.A.| = 5 330% B. 
lle Verhältniſſe drängen auf ene der Dauer der Dienſtzeit; je frü⸗] den Weg der Geſetzgebung überbaupt verlaſſen hat. Alles was zur Durch⸗ Aach. Masteicht. 3 . en A ee 
her die Leute aus der Landwehr entlaſſen, deſto eher werden fie ſelbſtſtän⸗] führung der Reorganifation gehört, hat man durchgeführt ohne Geſetz, fo | ast. Rotterdam 54 4790“ b7.0:0. Preuss. BAnth. in 4% 1246 
dig. das fei in volkswirthſchaſtlicher und militäriſcher Beziehung vortbeil als ob Alles ſchon feitftände. Und nachträglich ft die Regierung zu der (Sin. | Berg-Märkische 8 4 130 ct, ban. Fehl. Bank-Ver. | 8" 47 6. 
bat, — lafje ſich auch auf die Linie anwenden. ſicht gekommen, daß ſich das Recht der Landesvertretung auf die eine Frage „ ©. Wankeneen Bee Dee An ne 
y Betreff der zweijährigen Dienftzeit ſtehe er ganz auf dem Standpunkt] keducire: „Iſt Geld da:?“ und wenn Geld da ift, fo erfordere es denn doc | eren Stel ı [4 [212 B. — 8 
der Wahlreden der Fortſchrittspartei, in dieſer Beziehung habe das Land] der patriotiihe Sinn der Landesvertretung, dieſe Frage zu bejahen. Wenn Regan Freiberg 140 417 Q Wechsel - Course. 
entſchieden. Durch die unpopulären Maßregeln der dreijährigen Dienitzeit | das Militärdepartement im Ernit glaubt, in dieſer Weſſe Tortregieren zu lön⸗] Coin Mindener . |12 4 655 4 
werde man das Volt in Widerſpruch mit der Regierung bringen; wenn man] nen, dann darf man ihr im Voraus fagen: eine ſolche Art der Gegenüber: | Foa Berben 656 8 T. i81½ be. 
die Majorität des Volkes nicht hinter ſich habe, könne man keinen europäi- ſtellung ruinirt beide — Ihr Heer und Ihre Finanzen! (Bravo), es kommi e 220 4 20 A Nen 
ſchen Krieg führen. (Bravo) Und von dieſem Geſichtspunkte aus verlange] dahin, daß die militäriihen Sachverjtändigen das Heer jo einrichten, daß nie | Magd-Wittenbrg.| 1%] 4 44 . Paris. 12. Kb he 
er die Einführung der zweijährigen Dienſtzeit. : Geld da iſt, und daß die finanziellen Sachverſtändigen zuletzt mit einer Eng: | Mainz-Ludw. ., 1281, ba. Wien österr. Währ. |8 10 De. 
Das Verfahren der Herren Miniſter des Kriegs und der Werfen dem herzigkeit auftreten daß unſer Staatsleben dabei zu Grunde geht. (Lebhafte Münster Hammer 2 1 „ ba. E 2 M.|18Y, bz 
Abgeordnetenhauſe gegenüber ſei ein unrichtiges geweſen. Perſönlich Zustimmung. Wollen Sie uns berabſetzen und uns fo berabſetzen zu einer | Neisse-Brieger .. 4 927 0. Lelpeir ... a log 
bätten fie ihre Forderungen in der Comm. vertreten müſſen, nicht aber dieje | misera plebs contribuens, daß Sie vom Haufe nichts fordern, als Geld!] Wenn. , 4 ba. dlto . . J N. 995 br. 
wichtigen Verhandlungen ihren ſonſt jo trejflihen Commiſſarien überlaſſen] Geld! Geld! und nach nichts anderm zu fragen, als ob Geld da ift, dann N-Schl. Zweigb. 1% 4 |72 br Frankfürt , Bi... |2 M. 50. 26 0. 
. Die d örten Gründe: rückſichtsloſes Benehmen ſeitens der x i f icht di igkei A ao ee eee eee 3 W.198% 3 Mu. 97% b. 
dürfen. Die dafür gehörten. Ger ſichtsloſes bn er | erwarten Sie von einem ſolchen Haufe auch nicht die Fähigkeit zu große Prior „...| — [aß] — — Warschau . . . 9 88% 6 
Abgeordneten, private Veröffentlichung der Verhandlungen in der Commif: | patriotiſchen Gefühlen und Erhebungen, die zur Erhaltung des Staats erfor: | Oberschles. A.. 77 108 ba. Bremen.... 8 . 100%, ba. | 


ſion, balte er nicht für zutreffend. Auch die Unann ehmlichkeiten ; rden könnten 3 5 
eines königlichen Amtes müſſen getragen werden: es komme weſentlich mit wa. handelt ſich hier un elne Alterngtive, die, bisher unklar gehalten, Zelegrapbifche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Ar vn Ode han. dc ee) Wie Maus lg een die Wurzel alles Mebels it, Css handel ſic doch eigentlich daran bee. 1 0 45 12, Gent, Ram. die - Eon zu 5 75, wich 
0 ung, behandle. all. ie freundlich ſei man dem di i iſati s eine vorübergehende Kriegsbereit⸗ 9, 45 un op matt 3 ourſe. Conſols von Mittags 1: 
Iebenswhrigen bee des ap — 1 05 2 die Regierung die Reorganiſation nur al geh 8 re 1 3% 20. rel neben urfe: 8 Rente 69. 45. 
gelegenbeiten entgegengekommen! (Bravo. Heiterkeit. uch habe der Herr] mittel des Staates? lle erwächſt für die Regierung eine] 4K proz. Rente 96, 20. alieniſche öproz. Rente 70, 60. Zproz. Spanier 
Kriegsminiſter nicht Recht, feine „techniſche Ueberzeugung“ als eine unbeug⸗ dauernde Pflicht. 1 7 8 olche anders conftituirt werden, 48d. Iproz. Spanier 44, Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Stasts=Cifene 
ſame hinzuſtellen, er habe ſelbſt ſchon varürt von der dreijährigen Dienſtzelt[ als durch das Geſetz? (Ruf: Sehr richtig!) Statt deſſen wird mit de; bahn⸗Altien 476, Credit ⸗mobilier⸗Aktien 932. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 606. 
zur faktiſchen jueiiährigen, von der Verwendung von 4 Landwehr ⸗Jahr⸗ partementalen Maßregeln in ein Gebiet eingebrochen, welches eben nur der] Oeſterr. Credit⸗Altien —. : 
ängen zu 2 ya wgängen für die Neorganiſation, von 4 Jahren bei der] Geſetzgebung angehört, und dadurch wird die Exiſtenz der Armee alljährlich Paris, 12. Sept. Nach dem ſoeben erſchienenen Bankausweiſe haben 
Kavallerie zu 3 Jahren. Warum gebe er der klaren und entſchiedenen For⸗ den Eventualitäten einer bloßen Budgelberathung, einem Handel, preisgege⸗ fi der Baarvorrath um 13% Millionen, das Portefeuille um 43 Millionen 
derung des Landes nicht nach? Was thue man? In der offiziellen Zei⸗] ben! Noch entſchiedener müſſen wir proteſtiren gegen die Art, mit welcher] vermindert. 
tung dulde man die Veröffentlichung von Artikeln über die vom Könige be⸗ die Regierung wie in der Parteiſchrift eines Advokaten verſucht, aus conclu⸗ London, 12. Septbr. Nachm 3 Uhr. Conſols 93%. Iproz. Spanier 
ſchworene Verſaſſung, in welchen deducfrt werde, daß ſie eine Lücke denten Handlungen zu deduciren, die Landesoertretung habe die Plane des 14%. Mexikaner 31%, Sardinier 82. öprz. Ruſſen 94. Neue Ruſſen 93. 
enthalte, vermöge deren unſere ganze ſtaatsrechtliche Baſis in der Luft] Mililärdepartements acceptirt. (Bravo!) Die Regierung bringt die Mili- | Hamdurg 3 Monat 13 Mk. 7% Sch., Wien 12 Fl. 95 Kr. 
ſchwebe! (Het! hört!) Und doch ſei es in keiner konſtitutionellen Verfafjung | fitärfrage in das Schnürleib der Budgetberathung, und läßt uns nichts wei⸗ Nach dem neueſten Bankausweis beträgt der Noten⸗Umlauf 21,035,560, 
. — als daß die Landesvertretung das Budget feititelt, und daß die ter übrig, de facto und de jure, als zu ſtreichen. Man frägt, wo habe der Metallvorrath 17,641,538 Pſd. St. 
egierung nicht das Recht hat, mit dem alten Budget fortzuwirthſchaften, die hier vorliegende Geſetzesverlezung begonnen? i Wien, 12 Sept. Mitt. 12 Uhr 30 Min. Börſe etwas matter. Sproz. 
wenn das neue Budget nicht in dem Maße des alten bewilligt wird. Fahre M. H. Mit dem Augenblicke, wo der frühere Herr Finanzminiſter die] Metall. 71, 30. 4 proz. Metall. 62, 75. Bank⸗ Aktien 794. Nordbahn 
man fo fort, jo werde man bald nicht 5 Mitglieder in dieſem Haufe mehr Reorganiſation für ein Fait gecompli erklärte! Aus der propiſoriſchen Kriegs⸗ 193, 80 1854er Looſe 90, 50. Nalional⸗Anleihe 33, 20. Staat3:Eifenb.* 
finden, welche nicht in der Oppoſition ſich befinden würden, in die wir alle Denn dem definitiven Proviſorium wurde ein proviforiſches Definitivum. Aktien⸗Cert. 242, — Creditaktien 216, 10. London 127, 70. Hamburg 
Kleines werden. Das ſeien heſſiſche Zustände! Die ertrage wobl ein (Heiterkeit!) 95, 20 Paris 50, 60. Gold —, —. Silber „ Böhmijce Weſtbahn 
16 ine a nicht aber ein Land von der Größe Preußens! (Lebbafter| Der Redner geht nun mit einigen Worten auf die technischen Fragen ein | 160, — Lombardiſche Cijenbahn 280, 50. Neue Looſe 132, —. 1860er 
Fler ten a) Die Miniſter hätten in dieſer Hinſicht dem Könige | und beleuchtet zunächſt die Mißſtände, welche aus der bevorzugten Stellung Looſe 91, 20 1 ; \ 5 
0 ath gegeben. (Beifall) der Garde vor der Linie entjtehen, um dann eine gründliche en der] Hamburg, 12. Septbr, Nachm. Uhr 30 Min. Matte Stimmung. 
den 


Er müſſe ſich erlauben, darauf auſmerkſam zu machen, vaß die b „Frage über di dw i elten Bedeutung in B — Schluß ⸗Courſe: National⸗Anleihe 64½. Delterr. Credit⸗Aktien 83. } 
f aß die beabſich⸗J Frage über die Landwehr nach 290 ge folgen 2 lasen 7 2 — chi Bereinsbant 101% Nordbeuiſche Bant 96% _Mheinifche 954. Nod 


bahn 64%. Disconto 3. Wien 97, 37. Petersburg 30%. 
— — — — . — 


andwirthſchaſtliche An: ſchaft reſp. Experiment an, oder aber als ein dauerndes, organiſches Schub: 


tigten Erſparniſſe nicht in das Jahr 1862 fallen; dieſelben würden erſt einen] Rechtspunkt, wie auf die Kriegst 
Effet für das Jahr 1863 haben. Die Verausgabung habe ftattgefunden, in ihrem jetzigen ae feiegsuntüchti er geworden. Die Geſetze werden 
und was ii nun die Folge der Streichung fein? Wurden die Miniſter in aber eben fo ſicher verletzt, wenn man fie öſtematiſch außer Anwendung ſetzt, 5 
Anklagezuſtand verſetzt, glaube man, daß die verausgabten 6 Mill. auf irgend als wenn man direkt gegen fie verſtößt. Die heutige Landwehr verändert Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. + 
eine Weiſe aus dem Finanzminister herausgeholt werden könnten? (Große den politiichen Charakter des Heeres. Wenn man von Herftellung der Land⸗ Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrichſ in Breslau. 4 


